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Editorial
Die amtliche Statistik zielt darauf ab
ein Abbild der Realität zu erzeugen,
das u.a. als Basis für empir isch
fundierte politische und fachliche Ent-
scheidungen genutzt werden kann.
Allerdings sind die gesellschaftlichen
Realitäten und die daraus resultieren-
den sozialstaatlichen Antworten ei-
nem kontinuierlichen Wandlungspro-
zess unterlegen. Um diese neuen An-
forderungen zu berücksichtigen,
muss das Erhebungskonzept der
amtlichen Statistik immer wieder ent-
sprechend angepasst werden.

Um dem wachsenden Informations-
bedarf im Bereich der Kindertagesein-
richtungen gerecht zu werden, wurde
auf der letzten Sitzung des Fachaus-
schusses Jugendhilfestatistik des
Statistischen Bundesamtes beschlos-
sen, dass die rechtlichen Grundlagen
geschaffen werden sollten, damit in
Zukunft nicht nur Daten über die ver-
fügbaren Plätze, sondern auch diffe-
renzierte Angaben über Kinder in Ta-
geseinrichtungen erhoben werden.

Somit sind gute Voraussetzungen
gegeben, dass das Instrument der
amtlichen Jugendhilfestatistik immer
wieder dem Informationsbedarf der
Fachwelt angepasst wird.
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Als eine Antwort auf diese Entwicklung
wurde in der amtlichen Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik (KJHG-Statistik)
1994 erstmals die Kategorie »Plätze für
behinderte Kinder in integrativen Ta-
geseinrichtungen« eingeführt. Mit der
Veröffentlichung der Erhebungsergeb-
nisse für den 31.12.1998 ist es erstmals
möglich, die Entwicklung integrativer
Plätze zwischen zwei Erhebungszeit-
punkten zu analysieren. Von besonde-
rem Interesse ist hierbei die Frage, ob
die Einführung des Rechtsanspruchs
auf einen Kindergartenplatz und der
damit verbundene massive Ausbau
von Kindergartenplätzen in den alten
Ländern aufgrund von Prioritätenset-
zungen evtl. zu einer Stagnation der
Entwicklung integrativer Kindergarten-
plätze geführt hat, ähnlich wie bei den
Krippen- und Hortplätzen.

Weiterer Ausbau der integrativen
Plätze
Betrachtet man demzufolge die Ent-
wicklung der integrativen Plätze für be-
hinderte Kinder in Tageseinrichtungen
im Rahmen der KJHG-Statistik, so lässt
sich feststellen, dass im gesamten
Bundesgebiet ein Ausbau des entspre-
chenden Angebotes stattgefunden hat.
Gab es im Jahr 1994 insgesamt 22.049
Plätze, die für behinderte Kinder in inte-
grativen Tageseinrichtungen zur Verfü-
gung standen, so wurde das Platzan-
gebot im Jahre 1998 auf ca. 35.000
Plätze ausgeweitet. Dies entspricht ei-
nem Zuwachs von fast 58%, der in den
alten Bundesländern mit ca. 10.000
neuen Plätzen (+72%) stärker ausge-
fallen ist als in den neuen Ländern
(+36%). Der größte Anteil von insge-
samt 30.078 Plätzen für behinderte Kin-
der ist hierbei in Kindergärten angesie-
delt. Demgegenüber standen 1.331

Hortplätze und 3.333 Krippenplätze für
Kinder mit Behinderungen in integrati-
ven Tageseinrichtungen zur Verfü-
gung.

Länderspezifische Prioritäten
Bei einem Vergleich der Länderdaten
wird deutlich, dass recht große Unter-
schiede in der Entwicklung des ent-
sprechenden Platzangebotes inner-
halb der einzelnen Länder bestehen
(vgl. Tab. 1). Das Spektrum reicht von
einem Zuwachs von 160% (NRW) bis
hin zu einem leichten Abbau (Branden-
burg).
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Seit den 1980er Jahren ist in der vor- und außerschulischen Erziehung und Betreuung
von Kindern mit Behinderungen ein grundlegender Wandel erkennbar. Neben einer gro-
ßen institutionellen und konzeptionellen Vielfalt im Bereich der Sondereinrichtungen
bzw. heilpädagogischen Einrichtungen ist insbesondere die gemeinsame Betreuung von
Kindern mit und ohne Behinderungen in integrativen Gruppen in Regelkindergärten
und -tagesstätten ein fester Bestandteil der Angebote in Kindertageseinrichtungen ge-
worden.

Absolut
Veränd.
1994-’98

in %

Pro
10.000 d.

3- bis
6-Jähr.

BW 1.851 36,3 54,0
BY 2.508 98,9 64,9
NI 2.170 106,3 85,3
RP 1.119 40,6 89,6
NW 5.778 158,6 102,7
SL 341 52,9 114,1
HH 640 56,9 141,7
BE-W 1.018 23,7 179,0
HE 3.329 65 181,8
SH 1.687 45,3 193,2
BB 1.135 -20 243,3
ST 1.233 48,9 270,5
HB 533 29,7 295,0
BE-O 723 –6,1 303,8
MV 1.094 7,4 352,8
SN 3.138 71,1 418,1
TH 1.781 43,3 421,6
AL 20.974 78,6 100,3
NL 9104 28 344,4
BRD 30.078 59,5 127,7

Tab. 1: Integrative Plätze für behinderte
Kinder in Kindergärten am 31.12.1998
nach Bundesländern

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 13,
Reihe 6.3.1, Stuttgart 2001
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Schwerpunktthemen

Die Sozialhilfestatistik

Die Analyse der prozentualen Ent-
wicklung verdeckt allerdings, welchen
Ausbaustand die einzelnen Bundes-
länder bereits erreicht hatten. Um die
Länderergebnisse vergleichen zu kön-
nen, wird daher auf die Quote der inte-
grativen Kindergartenplätze pro 10.000
der 3- bis unter 6-Jährigen zurückge-
griffen. Dabei zeigt sich, dass das An-
gebot an integrativen Plätzen in den
neuen gegenüber den alten Ländern
weitaus höher liegt, als die reinen Zu-
wachsraten vermuten lassen. So gibt
es in den neuen Bundesländern ca.
345 Plätze pro 10.000 der 3- bis 6-Jäh-
rigen, während der entsprechende An-
teil in den alten Bundesländern bei ge-
rade 100 Plätzen liegt. Auch hier lassen
sich große Unterschiede in den einzel-
nen Ländern beobachten. Mit ca. 418
Plätzen pro 10.000 der altersentspre-
chenden Bevölkerung liegt Sachsen
weit über dem bundesdeutschen
Durchschnitt von 128 Plätzen, während
das Land Brandenburg trotz des o.g.
Abbaus integrativer Kindergartenplät-
ze immerhin eine Anzahl von 243 Plät-
zen pro 10.000 der 3- bis 6-Jährigen
aufweisen kann. Demgegenüber gibt
es in Baden-Württemberg lediglich 54
Plätze pro 10.000 der altersentspre-
chenden Bevölkerung. Insbesondere
die recht unterschiedlichen Landesge-
setze und -verordnungen scheinen
hierbei maßgeblichen Anteil an der teil-
weise hohen Differenz des Platzange-
botes in den einzelnen Ländern zu be-
sitzen. So erließ die Sächsische Lan-
desregierung am 24.3.1995 eine Inte-
grationsverordnung, die vorsieht, dass
ein behindertes Kind auf Verlangen der
Erziehungsberechtigten möglichst
wohnortnah in eine Kindertageseinrich-
tung aufzunehmen ist. Hierbei ist im
Einzelfall die Integration in eine Kinder-
tageseinrichtung der Aufnahme in einer
Sondereinrichtung vorzuziehen. Im Ge-
gensatz hierzu sieht z.B. das Kinder-
gartengesetz des Landes Baden-Würt-
temberg lediglich vor, dass Kinder mit
und ohne Behinderung in gemeinsa-
men Gruppen erzogen werden können
(vgl. DJI 1998, S. 139 ff.).

Erhebungslücken
Die dargestellten Ergebnisse sind aller-
dings mit einem generellen Problem
behaftet. Die Statistik erfasst nur die
verfügbaren Plätze. Ob diese Plätze
auch wirklich in Anspruch genommen
werden, verschweigt die Statistik. So ist
z.B. kritisch zu fragen, ob die hohen
Quoten in den neuen Ländern nicht
evtl. dadurch zustandekommen, dass
zwar grundsätzlich Plätze für behinder-
te Kinder bewilligt, diese aber gar nicht
genutzt werden. Diese methodische
Unsicherheit wird erst beseitigt, wenn
die geplante Erfassung der Kinder in
Kindertageseinrichtungen in den
nächsten Jahren umgesetzt wird.

Die hier verwendete immanente
Analyse der Entwicklungsdynamik der
integrativen Plätze wirft natürlich die
Frage auf, ob durch den deutlichen
Ausbau der integrativen Plätze die An-
zahl der Plätze in Sondereinrichtungen
zurückgegangen ist. Hierbei ergibt sich
allerdings ein weiteres methodisches
Problem: Die Zuordnung der reinen
Sonder- und Schulkindergärten für be-
hinderte Kinder fällt je nach Landes-
recht in die Zuständigkeitsbereiche der

Jugendhilfe, der Schul-, der Gesund-
heits- oder der Sozialämter. Da die
KJHG-Statistik grundsätzlich nur Anga-
ben aus dem Zuständigkeitsbereich
der Kinder- und Jugendhilfe erheben
darf, werden über die KJHG-Statistik
die Angebote der Sondereinrichtungen
nur sehr lückenhaft erfasst. Somit bietet
die KJHG-Statistik nicht die Möglichkeit
ein Gesamtbild der Betreuungsange-
bote für behinderte Kinder zu erstellen.

Somit können nur verlässliche Aus-
sagen zu verfügbaren Plätzen für be-
hinderte Kinder in integrativen Kinder-
tageseinrichtungen gemacht werden.
Dabei zeigt sich, dass der Ausbau zwi-
schen 1994 und 1998 zwar landesspe-
zifisch unterschiedlich, aber insgesamt
vorangetrieben wurde. Somit bestätigt
sich nicht die während der Umsetzung
des Rechtsanspruchs auf einen Kin-
dergartenplatz geäußerte Befürchtung,
dass durch den massiven quantitativen
Ausbau der Kindergartenplätze die
weitere Umsetzung des Integrations-
gedankens in Kindertageseinrichtun-
gen »eingefroren« wurde.

Tim Rietzke/Matthias Schilling

Die Sozialhilfestatistik wird seit 1963
geführt. Anfang der 1990er-Jahre wur-
de offensichtlich, dass angesichts der
starken Zunahme der Sozialhilfe das
bisherige Erhebungskonzept dem In-
formationsbedarf der
g e s e t z g e b e n d e n
Körperschaften, der
Verwaltung, der So-
zialpolitiker und auch
der Öffent l ichkei t
nicht mehr gewach-

sen war, so dass ein erheblich differen-
zierteres Erhebungskonzept vom Sta-
tistischen Bundesamt entwickelt wurde
(vgl. Deininger 1997). Mit dem Erhe-
bungsjahr 1994 wurde das neue Erhe-

bungskonzept
eingeführt, das
größtenteils auf
Individualerhe-
bungsbögen
umgestellt wur-
d e , s o d a s s

Um Erklärungszusammenhänge für bestimmte Entwicklungen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu erhalten, ist es hilfreich, Ergebnisse der amtlichen Sozialstatistiken heran-
zuziehen, z.B. Bevölkerungsstatistik, Mikrozensus, Sozialhilfestatistik, Asylbewer-
berleistungsstatistik etc. (vgl. Schilling 2001). So hat sich z.B. vielfach für die Kinder-
und Jugendhilfe gezeigt, dass sozialstrukturelle Belastungsfaktoren als ein bedarfsge-
nerierender Faktor für Hilfen zur Erziehung zu bewerten sind (vgl. ISA 1999; Poth-
mann/Schilling 2001). Eine besondere Bedeutung hat in diesem Zusammenhang der
Indikator »Empfänger von laufenden Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen«, der aus der amtlichen Sozialhilfestatistik generiert wird. Dies ist Grund
genug, sich einmal näher mit dieser Statistik auseinander zu setzen.

Aufgrund der zentralen Bedeutung der
amtlichen Sozialstatistiken werden in
loser Reihenfolge in KomDat ausgewähl-
te Sozialstatistiken vorgestellt. Der ers-
te Beitrag beschäftigt sich mit der So-
zialhilfestatistik.
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eine differenzierte Erfassung jedes ein-
zelnen Mitglieds der Bedarfsgemein-
schaft ermöglicht wurde.

Das Erhebungskonzept
Die neue Sozialhilfestatistik, deren
Rechtsgrundlage das BSHG (§§
127-137) ist, umfasst jährliche Erhe-
bungen bei den örtlichen und überörtli-
chen Trägern der Sozialhilfe über den
Bestand an (1) Empfänger laufender
Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU), über
(2) Empfänger von Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen, (3) vierteljährlich die
Kurzzeitempfänger laufender Hilfen
zum Lebensunterhalt sowie (4) über die
Ausgaben und Einnahmen.

(1) Durch die Reform wurde die Teil-
erhebung »Empfänger laufender Hilfen
zum Lebensunterhalt« besonders aus-
geweitet. Somit stehen umfangreiche
Informationen über alle Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft bereit, wobei
nicht nur die Grundinformationen Alter
und Geschlecht erfasst werden, son-
dern auch nach den Hintergründen der
Hilfegewährung gefragt wird: Art der
Personengruppe (Deutscher, EU-Aus-
länder, Asylberechtigter etc.), Art der
Mehrbedarfszuschläge, Erwerbssta-
tus, höchster allgemeiner Schul- und
Berufsausbildungsabschluss und Zeit-
punkt der Arbeitslosigkeit. Für die Be-
darfsgemeinschaft wird darüber hinaus
erfasst: die Zusammensetzung der Be-
darfsgemeinschaft, die Dauer der Hilfe-
gewährung, die besondere Situation,
die für die Hilfegewährung maßgebend
ist, der Nettoanspruch der Bedarfsge-
meinschaft sowie die Gründe für die
Beendigung der Hilfe.

(2) In der Jahresstatistik der Hilfe in
besonderen Lebenslagen werden die
o.g. personenbezogenen Angaben
und die Art der Hilfe erfasst.

(3) KurzzeitempfängerInnen laufen-
der Hilfe zum Lebensunterhalt, bei de-
nen es sich hauptsächlich um alleinste-
hende Wohnungslose handelt, werden
vierteljährlich mittels eines statistischen
Sammelbelegs ermittelt.

(4) Die jährliche Erfassung der Aus-
gaben und Einnahmen für die Sozialhil-
fe berücksichtigt 26 Arten der Sozialhil-
fe sowie die Einnahmen, die diesen
Hilfearten zugeordnet werden können.

Somit kann relativ feingliedrig nachge-
wiesen werden, für welche Sozialhilfe-
leistungen in welchem Umfang öffentli-
che Gelder aufgewendet werden.
Ebenso sind Verknüpfungen zur Emp-
fängerstatistik möglich.

Bedeutung für die Kinder- und
Jugendhilfe
Ohne alle Details der verschiedenen
Teilerhebungen aufzuzeigen (vgl. hier-
zu ausführlich Hoffmann/Beck 1994),
wird deutlich, dass die neue Sozialhilfe-
statistik wichtige Erkenntnisse bereit
hält, die weit über die üblicherweise
verwendeten Eckzahlen der Inan-
spruchnahme am Jahresende hinaus-
gehen. Insbesondere im Rahmen der
Debatte um Einkommensarmut wer-
den die HLU-Daten verwendet (vgl. u.a.
Hanesch u.a. 2000). Von besonderem
Interesse für die Kinder- und Jugendhil-
fe ist natürlich die Entwicklung der Min-
derjährigen mit HLU-Bezug, die, bezo-
gen auf die altersentsprechende Bevöl-
kerung, deutlich über der relativen In-
anspruchnahme aller HLU-Empfänge-
rInnen liegt (vgl. Abb. 1). Insbesondere
die Quote der unter 7-Jährigen ist fast
dreimal so hoch. Durch die differenzier-
te Erfassung der Familienkonstellation
kann aufgezeigt werden, dass die hohe
HLU-Quote der Minderjährigen in ei-
nem starken Maße auf die prekären Le-
bensbedingungen von alleinerziehen-
den Frauen zurückzuführen ist.

Ergebnisdarstel-
lung
Die Erhebungsergeb-
nisse werden regel-
mäßig vom Statisti-
schen Bundesamt in
der Fachserie 13, Rei-
he 2 veröffentlicht.
Vorab, ca. 10 Monate
nach Ende des Be-
richtsjahres, werden
zusätzlich vom Statis-
tischen Bundesamt
ausgewählte Über-
sichtstabellen als Ar-
beitsunterlagen an In-
teressierte verschickt
(sozialhilfe@statis-
tik-bund.de). Auf Lan-
desebene stehen die

Ergebnisse bei den Statistischen Lan-
desämtern als Statistische Berichte zur
Verfügung. Für Sozial- und Jugendhilf-
eplaner besteht die Möglichkeit, über
die Statistikstelle des eigenen Amtes
die Einzeldatensätze für den eigenen
Zuständigkeitsbereich anzufordern,
um regionalisierte Auswertungen
durchzuführen. Die kleinste Gebiets-
einheit für den Wohnort der Hilfeemp-
fängerInnen ist dabei der Gemeinde-
teil, sofern dieser gemeldet wurde.

Matthias Schilling
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Abb. 1: EmpfängerInnen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende nach ausgewähl-
ten Altersgruppen (Deutschland; 1991–1999)

Quelle: StBA: Fachserie 13, Reihe 2, Stuttgart, versch. Jahrgänge
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Fremdbeitrag

Problemanzeige
Obgleich die amtliche Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik die Erhebung von Daten
im Bereich des SGB VIII regelt, liegen bis
zum heutigen Tage bei den (freien) Trä-
gern der Beratungsstellen weder zeitnahe
noch vergleichbare Datenbestände vor.

Die Anforderungen an die öffentlichen
und freien Träger der Jugendhilfe, die
sich aus dem § 80 KJHG und den regio-
nalen Qualitätsvereinbarungen ergeben,
erfordern die Abgabe solcher Daten für
alle an der Auswertung beteiligten Instan-
zen. Der vielfach eingeschlagene Weg
der lokalen Erhebung mit unterschiedli-
chen, konkurrierenden Softwareproduk-
ten erschwert dabei die Anlieferung der
Daten beim Träger durch vielfältige Um-
stände, nicht zuletzt wegen der Vielzahl
uneinheitlicher Datenformate. Die Zu-
sammenführung und Analyse der Einzel-
daten beim Träger kostet Zeit und Geld
oder kann nicht geleistet werden.

Im Umfeld von Jugendhilfeplanung
und Qualitätsmanagement erweist sich
das Fehlen valider Steuerungsdaten als
(politischer) Standortnachteil. Diese Er-
kenntnis hat das Diakonische Werk Pfalz
bewogen nach einer neuen Datenstrate-
gie zu suchen, die die Träger unmittelbar
an der Datenauswertung beteiligt.

Die Anforderungen
Vor diesem Hintergrund müssen an ge-
eignete Datenerhebungsinstrumente drei
Anforderungen gestellt werden: Ökono-
mie, Verfügbarkeit und Steuerbarkeit.

Das Kriterium der Ökonomie ist erfüllt,
wenn der Prozess der Datenerhebung ei-
nen Einmalvorgang darstellt. Darüber hin-
aus muss gewährleistet werden, dass die
Anwender nicht mit einer aufwendigen
Programmbedienung und Technikvorhal-
tung konfrontiert sind.

Das Kriterium der Verfügbarkeit ist er-
füllt, wenn alle Instanzen, die rechtmäßig
Zugriff auf die statistischen Daten haben,

zu jedem Zeitpunkt auf die Daten zugrei-
fen können, ohne dass die erhebende
Stelle damit betraut wird.

Das Kriterium der Steuerbarkeit ist er-
füllt, wenn die kontinuierliche Anpassung
des Erhebungsinstrumentes an (fach)po-
litische Bedürfnisse und regionale Not-
wendigkeiten zentral (einheitlich) und ge-
regelt (verbindlich) möglich ist.

Der neue Weg
Damit ein Informationsmanagementsys-
tem die vorab genannten Kriterien erfüllen
kann, müssen die Datenbestände in einer
zentralen Datenbank verwaltet werden,
natürlich unter Verzicht auf personenbe-
zogene bzw. personenbeziehbare Daten.
Der Weg der Daten von der Beratungs-
stelle zur Zentraldatenbank führt dabei
sinnigerweise über das Internet. Das In-
ternet stellt eine für alle verfügbare, tech-
nisch wenig aufwendige Lösung für die
Verbindung zwischen Netzwerken und
Einzelrechner dar. Realisiert wird der
Weg, in dem die Beratungsstelle vom
Zentralrechner – über das Internet – die
Erhebungsmasken anfordert und wäh-
rend der Online-Sitzung die Eingaben tä-
tigt. Jede Eingabe aktualisiert den Daten-
pool, der immer auf »dem Laufenden« ist.
Davon profitieren alle angeschlossenen
Instanzen. Die elektronische Abgabe der
amtlichen Statistik an die Landesämter
stellt ebenso wenig einen zusätzlichen
Aufwand dar wie die wiederholte Daten-
auswertung durch Träger, Dach- und
Fachverbände. Als weiterer Mehrwert
kann den Stellen über diesen Weg die
notwendigen Vergleichsdaten für vielfälti-
ge Qualitätssicherungsprojekte geliefert
werden. Ein Verzicht auf die lokale Spei-
cherung der erhobenen Daten schützt vor
Datendiebstahl und gewährleistet unter
anderem die Einhaltung der geltenden
Datenschutzauflagen.

Ein weiterer Vorteil ist die Unabhängig-
keit des Verfahrens von technischen Ge-

gebenheiten vor Ort: als »reinrassige« In-
ternetapplikation kann das Verfahren auf
allen Betriebssystemen wie auch PC´s
älterer Bauart (PC-Recycling!) eingesetzt
werden, bei kalkulierbaren Kosten und
hohem Investitionsschutz.

Dieses Vorgehen stellt keine neue Va-
riante bekannter Erhebungsverfahren
dar, sondern eine neue Strategie, die vor
allem die Interessen der Datenempfän-
ger außerhalb der erhebenden Stelle be-
rücksichtigt. Der konsequente Verzicht
auf »Eigenheiten« vor Ort sichert bundes-
einheitliche Ergebnisse. Diese Einheit-
lichkeit ist auch für die kontinuierliche
Weiterentwicklung dieses Erhebungsin-
strumentes ein bedeutsamer Vorteil.
Durch die zentrale Vorhaltung der Soft-
ware für alle angeschlossenen Nutzer
können Erweiterungen aufs einfachste
und für alle verbindlich erfolgen.

Erfahrungen
Nach anfänglichen Wirrungen zeigen
sich die Beratungsstellen wie die Träger
mit dem System zufrieden. Die Tatsache,
dass Anpassungen an die Bedürfnisse
der Landesverbände (fast) problemlos
und schnell (teilweise über Nacht) mög-
lich sind, hebt die Motivation, sich mit
dem ungeliebten Thema »Statistik« zu be-
schäftigen. Der geschlossene Beitritt
ganzer Landesverbände zeigt die aktuell
erreichte Akzeptanz. Zentraler Service
und die daraus resultierende Entlastung
von regionaler Technikverantwortung, zu-
sammen mit den im KIBNET gebotenen
Möglichkeiten der gemeinsamen Koordi-
nation, Kooperation und Kommunikation
tragen ebenfalls zur positiven Aufnahme
in der Beratungspraxis bei.

Flexibler Weg
Nicht nur die Daten der ambulanten Bera-
tung gemäß § 28 SGB VIII können mit
KIB-Online erhoben werden. Alle bekann-
ten Beratungsfelder (Lebensberatung,
Drogen- und Suchtberatung, Schwan-
gerschafts(Konflikt)Beratung usw.) kön-
nen in gleicher Weise erfasst und ausge-
wertet werden. Aktuell wird an der Über-
nahme bestehender Evaluationsstudien
für die stationäre Erziehungshilfe gear-
beitet. Somit wird KIBNET eine zentrale
Plattform für alle Hilfesparten insbeson-
dere der Hilfen zur Erziehung darstellen.

Heinz Thiery, Diakonisches Werk
der Evangelischen Kirche der Pfalz

Datenerfassung und Auswertung über das Internet
KomDat widmet sich nicht nur der Analyse der Ergebnisse der KJHG-Statistik, sondern
problematisiert auch immer wieder die Erhebungspraxis und stellt neue Möglichkeiten
vor, wie eine vollzählige Erhebung erreicht werden kann. Ein zentrales Instrument hierbei
ist die elektronische Datenerhebung, auf die in KomDat schon vermehrt hingewiesen
wurde. Neben den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe beginnen auch zunehmend die
Träger der freien Jugendhilfe edv-gestützte Erfassungssysteme für Aufgaben der Pla-
nung und Evaluation zu entwickeln. Vor dem Hintergrund langjähriger Erfahrungen im
Bereich der Erziehungsberatung formuliert Hans Thiery zentrale Anforderungen für ein
internet-gestütztes Erfassungs- und Auswertungssystem, das vom Diakonischen Werk
der EKD-Pfalz entwickelt wurde (www.kibnet.de).
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Lernen durch Vergleich
Jugendhilfestatistik und kom-
munale Jugendhilfeplanung

[jp] Vorwürfe an die Adresse der amtli-
chen Kinder- und Jugendhilfestatistik,
die in den Debatten um Sinn und Un-
sinn dieser Statistik immer wieder ge-
äußert werden, beinhalten einerseits
ihre schlechte Datenqualität, beispiels-
weise im Rahmen der Fortschreibung
der erzieherischen Hilfen außerhalb
des Elternhauses, sowie andererseits
die geringen Nutzungsmöglichkeiten
für die Pflichtaufgabe der kommunalen
Jugendhilfeplanung. Eine Initiative zur
Qualifizierung der amtlichen Kinder-
und Jugendhilfestatistik im Land Nord-
rhein-Westfalen hat diese Vorwürfe auf-
gegriffen und auf der Grundlage amtli-
cher Kinder- und Jugendhilfedaten die
Entwicklung und den Stand der Hilfen
zur Erziehung in Nordrhein-Westfalen in
dem sog. HzE Bericht 1999 dokumen-
tiert. Dieser Beginn eines landesweiten

Berichtswesens zu den Hilfen zur Erzie-
hung zielt darauf ab,
� die Akzeptanz und damit auch die

Datenqualität der Kinder- und Ju-
gendhilfestatistik zu verbessern,

� das interne Faktenwissen kommu-
naler Jugendhilfeplanung als zen-
trale Grundlage für Planungs- und
Steuerungshandeln zu erhöhen so-
wie

� externe Anregungs- und Orientie-
rungshilfen zur Einschätzung und
Weiterentwicklung der eigenen Si-
tuation zum Spektrum der Hilfen zur
Erziehung zur Verfügung zu stellen.

Um diesen Anspruch einzulösen, ist
das landesweite Berichtswesen so
konzipiert, dass regional differenzierte
Auswertungen und Analysen zumin-
dest bis auf Jugendamtsebene zur Ver-

fügung stehen. Damit erhält die kom-
munale Jugendhilfeplanung verschie-
dene Vergleichs- und Orientierungs-
ebenen zur Einordnung der eigenen
Datenbestände zu den Hilfen zur Erzie-
hung zur Verfügung.

Vollzeitpflege in den
neuen Bundesländern –
von der Wirklichkeit
eingeholt?
[sf] Blickt man auf 1990er-Jahre zurück,
so ist für die Jugendhilfe-Ost in vielen
Bereichen zumindest quantitativ ein
Einholen bzw. mitunter sogar ein Über-
holen des Westens festzustellen. Dies
gilt z.B. für die Vollzeitpflege: Während
in den westlichen Bundesländern im
Laufe des Jahres 1999 34,8 Hilfen pro
10.000 der unter 21-Jährigen gewährt
wurden, waren dies 37,2 Hilfen in den
östlichen Bundesländern (vgl. Abb. 1).
Bei dieser Form der Fremdunterbrin-
gung muss jedoch zwischen Verwand-
ten- und Fremdpflegeverhältnissen un-
terschieden werden, zumal familiäre
Unterbringungsformen von jungen
Menschen außerhalb der eigenen Fa-
milie in der ehemaligen DDR bis auf we-
nige Ausnahmen in Form von Verwand-
tenpflegen durchgeführt wurden. Die
Unterbringung in einer Fremdpflegefa-
milie besaß hingegen keine Tradition
(vgl. Blandow/Walter 2001). Dement-
sprechend waren 1991 in Ostdeutsch-
land 5.196 Kinder und Jugendliche, de-
nen eine Hilfe in Vollzeitpflege gewährt
wurde, bei Verwandten
und lediglich 2.387 in ei-
ner Fremdpflegefamilie
untergebracht. Noch in
der ersten Hälfte der
1990er-Jahre wurde für
die Fremdpflege nur
eine zögerliche Entwick-
lung aufgrund einer
mangelnden Bere i t-
schaft potentieller Pfle-
geeltern zur Aufnahme
eines Kindes prognosti-
ziert. Es wurde davon
ausgegangen, dass Irri-
tationen in der Lebens-

und Planungsperspektive, die Orientie-
rung an der vollen Berufstätigkeit von
Mann und Frau sowie soziale Bela-
stungsfaktoren das Zustandekommen
von sozialer Elternschaft verhindern
würden (vgl. BMFSFJ 1994, S. 543 f.).

Eine Betrachtung der statistischen
Entwicklung deutet nun auf eine Verän-
derung des Stellenwertes der Fremd-
pflege in den neuen Ländern hin, die vor
dem Hintergrund der Aussage des
Neunten Jugendberichts überrascht:
Seit 1991 ist ein stetiger Anstieg dieser
Hilfeform in den östlichen Bundeslän-
dern zu beobachten. Für 1999 werden
7.811 Fremdpflegen ausgewiesen,
dies entspricht mehr als dem 3-fachen
Wert von 1991. Der Wandel zeigt sich
auch bei der Betrachtung der relativen
Anzahl der Hilfegewährungen. Wäh-
rend 1991 5,8 Fremdpflegen pro
10.000 der unter 21-jährigen Bevölke-
rung gezählt werden konnten, liegt der
Wert in 1999 bereits bei rund 23 Fällen
und nähert sich somit dem Niveau der
westlichen Bundesländer an. Darüber
hinaus weisen die begonnenen Hilfen
im Ost-West-Vergleich bei jüngeren Al-
tersgruppen mittlerweile eine höhere
Inanspruchnahme von Fremdpflegen
in den neuen Ländern aus.

Die sich abzeichnende positive Ent-
wicklung und allmähliche Etablierung
der Fremdpflege in den neuen Bundes-
ländern könnte u.a. aus einem Nach-
holbedarf resultieren sowie auf eine ge-
stiegene gesellschaftliche Akzeptanz
dieser Hilfeform zurückgeführt werden.

Kurz und prägnant

Exemplare des HzE Berichtes 1999 kön-
nen bei der AKJStat gegen eine Schutz-
gebühr von 13,- DM zzgl. Versandkos-
ten angefordert werden.
Pothmann, J./Schilling, M.: Entwicklung und Stand
der Hilfen zur Erziehung in Nordrhein-Westfalen.
HzE Bericht 1999, Dortmund 2001.
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Abb. 1: Vollzeitpflege und Fremdpflege pro 10.000 der un-
ter 21-jährigen Bevölkerung (alte und neue Länder;
1991-1999; Bestand am 31.12. und beendete Hilfen)

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 13, Reihe 6.1.2, 6.1.4,
verschiedene Jahrgänge, eig. Berechnungen
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Notizen

Aktuelle Literatur zur
KJHG-Statistik

Elf Jahre nach Inkrafttreten des SGB VIII
sowie der Skizzierung einer lebenswelt-
orientierten Sozialen Arbeit im Achten
Jugendbericht wird mit dem “Hand-
buch Erziehungshilfen” eine Publikati-
on vorgelegt, die für das Feld der Hilfen
zur Erziehung den Erkenntnis- und Dis-
kussionsstand für die Ebenen von Or-
ganisation, Profession und Adressaten
zusammenfasst und mit der Perspekti-
ve der Sozialraumorientierung weiter-
entwickelt. Mit Blick auf eine empiri-
sche Fundierung des Feldes ist es be-
merkenswert, dass sowohl die behan-
delten Querschnittsthemen als auch
die Beiträge zu den Formen und Ange-
boten Auswertungen und Analysen von
amtlichen Kinder- und Jugendhilfeda-
ten beinhalten. Möglicherweise ist auch
dies ein Hinweis darauf, dass die vor
Jahren noch konstatierte Skepsis von
Profession und Disziplin gegenüber
der Welt der Zahlen schwindet, dass
sich das Verhältnis der Kinder- und Ju-
gendhilfe insgesamt zu ihrer Empirie
normalisiert.

Im März diesen Jahres hat die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Landesju-
gendämter (BAGLJÄ) eine Fachtagung
zu den Konsequenzen des demografi-
schen Wandels für die Kinder- und Ju-
gendhilfe durchgeführt und nunmehr
die Dokumentation vorgelegt. Diese
beinhaltet eine grundlegende Einfüh-
rung in die Thematik (Matthias Schil-
ling) sowie eine Ausformulierung mög-
licher Auswirkungen für die Hilfen zur
Erziehung (Ulrich Bürger), die Kinderta-

gesbetreuung (Rainer Strätz) und die
Jugendsozialarbeit (Frank Braun). Die
Dokumentation ist bei der federführen-
den Stelle der BAGLJÄ, Landschafts-
verband Rheinland, Landesjugend-
amt, Tel.: 0221/809-6229, Fax: -6218,
erhältlich.

Neues aus der Arbeitsstelle
Ende September erscheint im Votum-
Verlag der Kinder- und Jugendhilfere-
port 1, der von Th. Rauschenbach/ M.
Schilling herausgegeben wird. Im Sin-
ne einer kontinuierlichen Berichterstat-
tung soll mit dieser Veröffentlichung ein
regelmäßiges Forum installiert werden,
in dem ausgewählte Aspekte zur aktu-
ellen Lage der Kinder- und Jugendhilfe
beschrieben und die sich abzeichnen-
den Entwicklungen analysiert werden.

Inhaltsverzeichnis des Kinder- und Ju-
gendhilfereports:
Wachstum ohne Ende – Ende des Wachs-

tums? Die Personalstruktur der Kinder- und
Jugendhilfe am Beginn des neuen Jahr-
hunderts (Th. Rauschenbach/M. Schilling)

Was kostet die Kinder- und Jugendhilfe? Die
Ausgaben der öffentlichen Hand im Innen-
und Außenvergleich (R. Liebig/N. Struck)

Kindertageseinrichtungen im Zwiespalt. Neue
Qualität jenseits der Quantität? (K. Beher)

Wachstum ins Ungewisse. Jugendarbeit im
Spannungsfeld von öffentlicher Wahrneh-
mung und Empirie (J. Pothmann/W. Thole)

Wer wird eigentlich beraten? Die Erziehungs-
beratung im Horizont ihrer Adressaten
(K. Menne)

Die Renaissance der Verwandtenpflege? Das
Pflegekinderwesen im System erzieheri-
scher Hilfen (J. Blandow/M. Walter)

Suche: Motivierte Spitzenkraft – Biete: Befris-
tete Teilzeitstelle. Zu Beschäftigungsrisiken
in der Kinder- und Jugendhilfe (Th. Rau-
schenbach/M. Schilling)

Gibt es eine einheitliche Kinder- und Jugend-
hilfe? Notizen zu Entwicklungen in Ost- und
Westdeutschland (Michael Winkler)

Können ambulante Hilfen Fremdunterbrin-
gung vermeiden? Eine Bilanz der Hilfen zur
Erziehung im Zeitalter des KJHG (U. Bür-
ger)

Jugendhilfe und Demographie. Über Risiken
der Zukunft und Chancen der Prognose
(Th. Rauschenbach/M. Schilling)

Auch amtliche Statistik ist veränderbar! An-
passung der Kinder- und Jugendhilfesta-
tistiken an sich verändernde Wirklichkeiten
(E. Laue/F.-J. Kolvenbach)

Birtsch, V./Münstermann, K./Trede, W.
(Hrsg.): Handbuch Erziehungshilfen.
Leitfaden für Ausbildung, Praxis und
Forschung, Münster 2001.

Bundesarbeitsgemeinschaft der Lan-
desjugendämter (Hrsg.): (K)Eine Zu-
kunft ohne Kinder?! Dokumentation
der Fachtagung “Auswirkungen der
demografischen Entwicklung auf die
Felder der Jugendhilfe”, Köln 2001.


